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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

01.03.2016 

Geschäftszahl 

Ro 2015/18/0002 

Beachte 

Miterledigung (miterledigt  bzw  zur gemeinsamen Entscheidung verbunden): 

Ro 2015/18/0003 

Ro 2015/18/0004 

Ro 2015/18/0005 

Ro 2015/18/0006 

Ro 2015/18/0007 

Rechtssatz 

Mit dem Fremdenbehördenneustrukturierungsgesetz - FNG, BGBl. I Nr. 87/2012, wurde in § 9 Abs. 3 
FrPolG 2005 für Fremde (ohne Unterschied) die Möglichkeit geschaffen, gegen ablehnende 
Entscheidungen der österreichischen Vertretungsbehörden in Visaangelegenheiten Beschwerde an das 
BVwG zu erheben; dies gilt auch für die Ablehnung eines Einreisetitels nach § 35 AsylG 2005. Das 
Gesetz sieht nun ein geschlossenes Rechtsschutzsystem vor, in dem das Zusammenwirken zweier 
Behörden (der unmittelbaren Bundesverwaltung), wie es in § 35 Abs. 4 AsylG 2005 angeordnet wird, vor 
einem gemeinsamen, zuständigen Verwaltungsgericht, nämlich dem BVwG, angefochten und dort 
überprüft werden kann. Dabei steht es dem BVwG offen, auch die Einschätzung des BFA über die 
Wahrscheinlichkeit der Gewährung internationalen Schutzes an den Antragsteller auf ihre Richtigkeit hin 
zu überprüfen, was voraussetzt, dass das BFA seine Mitteilung auch entsprechend begründet und dem 
Antragsteller Gelegenheit geboten wird, davon Kenntnis zu erlangen und dazu Stellung nehmen zu 
können. Wird dieses Parteiengehör nicht gewährt, könnte einem bestreitenden Vorbringen des 
Antragstellers in der Beschwerde an das BVwG gegen eine abweisende Entscheidung in Bezug auf den 
Einreisetitel nach § 35 AsylG 2005 das Neuerungsverbot nach § 11a Abs. 2 FrPolG 2005 nicht entgegen 
gehalten werden. 

European Case Law Identifier 

ECLI:AT:VWGH:2016:RO2015180002.J06 


